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Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB)

                              
                              Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

                              Zulässig sind:

                              - Wohngebäude,

                              - die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht
                                störenden Handwerksbetriebe,

                              Ausnahmsweise können zugelassen werden:

                              - Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

                              Ausnahmen (§ 4 Abs. 3 BauNVO) sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO unzulässig.

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB)

                               Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze (§§ 16 u. 20 BauNVO)

             II                zwei Vollgeschosse als Höchstgrenze

            0,3             Grundflächenzahl (§§ 16, 17 u. 19 BauNVO)

                                Höhe baulicher Anlagen (§§ 16 u. 18 BauNVO)

             TH             Traufhöhe als Höchstgrenze in Metern
       z. B. 4,5 m                         als Maß zwischen den nachstehend definierten Bezugspunkten

                              - unterer Bezugspunkt   ist die Fahrbahnoberfläche der dem Baukörper zugeordneten Straße im
                                                                     Endausbauzustand gemessen in der Mitte des Baukörpers

                              - oberer Bezugspunkt    ist der Schnittpunkt von den Außenflächen der Außenwände und der
                                                                     Dachhaut

                              Größere Traufhöhen können im Einzelfall zugelassen werden, sofern sie bei verspringenden Ge-
                              bäudeteilen konstruktiv bedingt sind, jedoch höchstens auf 1/3 der Baukörperlänge.

             FH            Firsthöhe als Höchstgrenze in Metern
       z. B. 9,5 m                         als Maß zwischen den nachstehend definierten Bezugspunkten

                              - unterer Bezugspunkt   ist die Fahrbahnoberfläche der dem Baukörper zugeordneten Straße im
                                                                    Endausbauzustand gemessen in der Mitte des Baukörpers

                              - oberer Bezugspunkt    ist der oberste Punkt der Dachfläche/n
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Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB)

                              
                                Mischgebiet (§ 6 BauNVO)

                              Zulässig sind:

                              - Wohngebäude,

                              - Geschäfts- und Bürogebäude,

                              - Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungs-
                                gewerbes,

                              - sonstige Gewerbebetriebe,

                              - Anlagen für Verwaltungen sowie kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
                                Zwecke,

                              Nutzungen (§ 6 Abs. 2 Nr. 6, 7, 8 BauNVO) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO unzulässig.

                              Ausnahmen (§ 6 Abs. 3 BauNVO) sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO unzulässig.
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A. Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137), zuletzt ge-
änder t durch Artikel 12 des Gesetzes vom 27.07.2001 (BGBl. I S. 1950, 2013),

Verordnung über die bau liche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) i. d. F. der Bekannt-
machung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22.04.1993 (BGBl. I
S. 466, 479),

Verordnung über die Ausarbe itung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung -
PlanzVO) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58),

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 25.03.2002 (BGBl. I S. 1193),

Landesbauordnung Nordrhein - Westfalen (BauO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV NRW
S. 256), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.12.2003 (GV NRW S. 766),

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfalen (GO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV
NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 30.04.2002 (GV NRW S. 160),

Wassergesetz für das Land Nordrhe in - Westfalen (Landeswassergesetz - LWG NRW) i. d. F. der Bekanntmachung
vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926).

                              Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

                              Zulässig sind:

                              - Wohngebäude,

                              - die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht
                                störenden Handwerksbetriebe,

                              - sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

                              Ausnahmsweise können zugelassen werden:

                              - Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

                              Weitere Ausnahmen (§ 4 Abs. 3 Nr. 1, 3, 4, 5 BauNVO) sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO
                              unzulässig.
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                                Mischgebiet (§ 6 BauNVO)

                              Zulässig sind:

                              - Wohngebäude,

                              - Geschäfts- und Bürogebäude,

                              - Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungs-
                                gewerbes,

                              - sonstige Gewerbebetriebe,

                              - Anlagen für Verwaltungen sowie kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
                                Zwecke,

                              - Tankstellen

                              Nutzungen (§ 6 Abs. 2 Nr. 6, 8 BauNVO) sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO unzulässig.

                              Ausnahmen (§ 6 Abs. 3 BauNVO) sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO unzulässig.
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B. Textliche Festsetzungen mit Zeichenerklärungen

Geltungsbereich des Bebauungsplanes (§ 9 (7) BauGB)

                              Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 (1) 11 BauGB)

                              Verkehrsfläche mit Straßenbegrenzungslinie
                                innere Aufteilung als Vorschlag

                              Verkehrsfläche mit Straßenbegrenzunglinie
                                Zweckbestimmung: Fußweg
                              Der Verlauf des Fußweges ist abhängig von der Ausgestaltung der  öffentlichen Grünfläche.

                              Verkehrsfläche mit Straßenbegrenzunglinie
                                Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg
                                Der Verlauf des Fuß- und Radweges ist abhängig  von der Ausgestaltung der öffentlichen
                              Grünflächen.

                              Verkehrsgrünfläche

Grünflächen (§ 9 (1) 15 BauGB)

                              öffentliche Grünfläche:
                              Zweckbestimmung: naturnahe Grünfläche i. V. m. § 9 (1) 20 BauGB (*ohne V. m. § 9 (1)
                              20 BauGB)
                              Die Aufteilung der öffentlichen Grünfläche östlich der neuen Trasse ist nicht Gegenstand der
                              Festsetzung.

                              öffentliche Grünfläche:
                              Zweckbestimmung: Glatthaferwiese

                              öffentliche Grünfläche:
                              Zweckbestimmung: Spielpla tz

                              private Grünfläche:
                              Zweckbestimmung: Glatthaferwiese

                              private Grünfläche:
                              Zweckbestimmung: Obstplantage

Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft (§ 9 (1) 20 BauGB i. V. m. § 9 (1) 15 und 25a BauGB)

Zahl der Wohneinheiten (§ 9 (1) 6 BauGB)

                              in jedem selbständigen Wohngebäude (Einzelhaus, Doppelhaushälfte) sind maximal zwei
                              Wohnungen zulässig.

Fläche für Versorgungsanlagen (§ 9 (1) 12 BauGB)

                               Umgrenzung von Flächen für Versorgungsanlagen

                               Zweckbestimmung:

                               Elektrizität: 110kV Umspannwerk / ONS-Station

Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von Nieder-
schlagswasser, sowie für Ablagerungen (§ 9 (1) 14 BauGB i. V. m. § 51a des Landeswassergesetzes)

                                Umgrenzung von Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser

                              Zweckbestimmung: naturnah gestaltetes Regenrückhaltebecken mit Regenwasserklärbecken

Ausgleich

Wald (§ 9 (1) 18 BauGB )

                              Wald

F

F+R

R

                              Umgrenzng von Flächen für Ausgleichsmaßnahmen
                              D ie Maßnahm en  richten s ich nach den Fes tsetzungen nach § 9 (1) 25a Bau GB

                              Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
                              (§ 9 (1) 20 BauGB)

Einzelpflanzung    W ohn ungsbau bedin gte Eingrif fe s ind entsprechend den  Fes tsetzungen  nach § 9 (1) 25a BauGB
auf Grundstücken (Einzelpf lanzung ) auf den Eingrif fsgrunds tücken auszugleichen.

                              Sow eit  w ohnungsbau bedi ngte Eingrif fe nicht auf den Eingrif fsgrunds tücken ausgeglichen w erde n
                               können, s ind Ausgleichsm aßnahm en auf den zugeo rdneten F lächen vorzuneh m en.

Wald-                     Ausbildung eine s  naturnahen  W aldran des , ges tuft m it  Krautsaum  in 6 m  Breite ent lang der süd-
ummantelung       lichen und w est lichen W ald grenze als  Ausgleichsm aßnahm e .

Sukzessions-        D ie südlich an die W aldum m an telung anschließen de, öffent liche Grünf läche is t  als  Sukzess ions-
fläche                    f läche (m it um grenzende r W ildgeh ölzhecke) als  Ausgleichsm aßnahm e zu entw ickeln.

Stellplätze und      Grunds tückszufahrten und offene Stellplä tze sind m it  W asser- und luftdurchläss igen M aterialien
Garagen-               (z.  B. m it  R asengit ters teinen, Schotterrasen, Sickerpf las ter o. ä.) zu befes t igen, sow eit  s ie eine
zufahrten               Größe von 100 m² überschreiten.

Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche, Stellung baulicher Anlagen (§ 9 (1) 2 BauGB)

          o                   offene Bauweise (§ 22 (2) BauN VO )
                              zuläss ig s ind Einzel- und D oppelh äuser sow ie H ausgruppen

                              Baugrenze (§ 23 (3) BauN VO )

                              nicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 (5) BauN VO)
                              N ebenanla gen nach § 14 Bau N VO und bau liche Anlag en nach § 6 (11) BauO  N R W  (Garagen,
                              überdachte Stellplä tze, etc .) s ind auf den nicht überba ubare n Grund s tücksf lächen zuläss ig, w enn
                              s ie einen M indes tabs tand von 3,00 m  zur öffent lichen Verkehrs f läche einhalten.

Zuordnungsfestsetzung  (§ 9 (1) BauGB  i.  V. m . § 8a (1) Satz  4 Bunde snaturschutzgesetz)

Eingriffsfläche
Fläche für
Ausgleichs-
maßnahmen

Flächen für den Gemeinbedarf sowie für Sport- und Spielanlagen (§ 9 (1) 5 BauGB)

                                Flächen für den Gemeinbedarf

                                Feuerwehr

G

G

O

Für M aßnahm en innerh alb der allg em eine n W ohn gebie te W A1, w elche m it  Eingrif fen in N atur
und Lan dschaft  verbund en s ind, sow ie für m it  der Anlage der öffent lichen Verkehrs f läche ein-
herge hend en Eingri f fe in Natur und Landschaft ,  sind Ausgleichsm aßnahm e n in dem  jew eils  er-
forderlichen U m fang auf den hierfür fes tgesetz ten F lächen vorzunehm en.

D er Ausgleich für den wohnungsbaubedingten Eingrif f  Gem arkung Obe rnbeck , F lur 1, F lurs tücke
195 und  361 is t  auf den F lurs tücken Gem arkung Ober nbeck , F lur 1, F lurs tück  361 und Gem ar-
kung U lenburg , F lur 4, F lurs tück  248 vorzunehm en.

D er Ausgleich für den straßenbaubedingten Eingrif f  auf den F lurs tücken Gem arkun g Obern beck ,
F lur 1, Flurs tücke 319, 320, 361; Gem arkun g Obern beck , Flur 2, F lurs tücke 48/1, 970, 972 und
Gem arkun g U lenburg , Flur 4, F lurs tücke 248, 298 is t auf den F lurs tücken Gem arkung  Obernb eck ,
F lur 1, Flurs tück  361; F lur 2, F lurs tücke 970, 971, 972 und Gem a rkung U lenbu rg, F lur 4, F lur-
s tücke 248 und 29 8 vorzunehm en .

D er Ausgleich für den spielplatzbedingten Eingrif f ,  Gem arkun g Obern beck , Flur 1, F lurs tück  361,
is t  auf dem  F lurs tück Gem arkung Obe rnbe ck , F lur 1, F lurs tück 361 vorzunehm en.

Hinweis:
D ie genaue  Zuordnung  von Eingrif fs - zu Ausgleichs f läche is t der Begründ ung zum  Bebau ungs-
plan zu entnehm en .

Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) 25a BauG B)

Einzel-                   Je 400 m ² vollendeter Grund s tücksf läche is t ein s tandortge rechter,  heim ischer Laubbaum (M in-
pflanzung              des ts tam m um fang von jew eils  12/14 cm  gem essen in 1 m  Höhe) anzupflanzen, mindestens je-
                              doch ein Laubbaum pro Grundstück.

Hecken-                  D ie öffent lichen Grünf lächen  südlich des  Regenrü ckhaltebeckens  (ohne W al lf läche) und ös t lich
pflanzungen           der neue n T rasse sind zu 30% m it standortgerechten, heim ischen Lau bbäu m en, Sträuchern bzw .
                               Hecken zu bepf lanzen. D ie Pf lanzabs tände dürfen bei  H ecken- und Strauchbepflanzung en höch-
                               stens  1 Meter betragen.

Wildgehölzhecke   U m  die Sukzessions f läche is t  angrenzend  zur Verkehrs f läche und zur Glatthaferw iese eine 6m
um Sukzessions-   breite, s tandor tgerechte, heim ische H ecke anzupflanzen. D ie Pf lanzabs tände dü rfen höchs tens
fläche                      1 m  betragen.

Bepflanzung          D ie bezeichneten F lächen s ind m it  s tandor tgerechten, heim ischen Laubb äum en , Sträuchern
Wall                         bzw . H ecken zu bepf lanzen. D ie Pf lanzabs tände dürfen bei H ecken- und Strauchbep flanzungen
                                höchs tens  1 m  betragen.

Eingrünung           U m  das  R egenrückhalteb ecken is t  eine m ehrre ihige W ild gehö lzpf lanzung m ir s tandortge rechten,
Regenrück-            heim ischen Sträuchern bzw . Hecken anzupflanzen.
haltebecken

Eingrünung           D ie Gew ässerrands treifen s ind m it  s tandortgerechter,  heim ischer Vegetat ion zu bepf lanzen.
Bachlauf 

Initial-                    Südlich der F läche für die Erhaltun g von Bäum en , Sträuchern und sons t igen Bepflanzung en
pflanzungen          (Ellerbuscher Straße ös t lich neuer Krei sel) is t eine 10 m  breite F läche m it  s tandortgerechten,
                              heim ischen Init ialpf lanzungen an zupflanzen.

                              anzupflanzender Baum; Anpf lanzung eine r Allee im  R ahm en der Ausgle ichsm aßnahm e,
                              von dem  fes tgesetz ten Standor t kann in begründe ten Ausnahm efälle n abge w ichen w erden.

                              Angepflan z t w erden könne n Bäum e 1. Ordnu ng (übe r 20m  Endhö he im  ausgew achsenen  Zu-
                              s tand), 2. Ordnung  (12 m  - 20 m  Endhö he) oder 3.  Ordnung (5 m  - 12 m  Endhöhe ) m it  einem
                              M indes ts tam m um fang von jew eils  12/14 cm  gem essen in 1 m  Höhe.

Hinweise:
a) D ie fes tgesetz ten Anpflanzung en s ind spätes tens  1 Jahr nach Aufnahm e de r bes t im m ungsgem äßen N utzung an-
     zulegen, Bäum e  und Sträucher s ind auf D auer zu erhalten; abgängig e Bäum e  und Sträucher s ind zu ersetzen.

b) Eine -nicht abschließende- Lis te em pfehlen sw erter heim ischer W ildgehö lze nach W uchsgrößen is t  der Begrün-
    dung zum  Bebauun gsplan bei gefügt.

Äußere Gestaltung baulicher Anlagen, Stellplätze und Garagenzufahrten (§ 9 (4) BauGB ) i.  V. m . § 86 (1) und § 86
(4) BauO  N R W )

Allgemeines          Garagenb aukörpe r s ind in der Farbgebun g auf den H auptbaukörp er abzus t im m en.

                              Bei D oppelhä usern und H ausgrup pen s ind D achform ,- neigung, M aterial und Farbe der äu ßeren
                              W andflächen  und der D acheinde ckung einheit lich zu w ählen. Art  und Gestaltung der zuläss igen
                              D achaufbauten und -ein schnit te s ind aufeinand er abzus t im m en.

Wandflächen         Äußere W and flächen s ind in Putz , Sichtm auerw erk  oder H olz  herzus tellen.

                              Bei N ebenanl agen  nach § 14 BauN VO und ba ulichen Anla gen na ch § 6 (11) BauO N R W  s ind im
                              Einzelfall ausnahm sw eise auch andere  M aterialien zuläss ig.

                              Für untergeordne te W andteile s ind and ere M aterialien  zulässig.

Äußere                  Die Fassaden gew erblicher Bau körper s ind, sofern diese aus  groß form atigen Bauele m enten
Wandflächen         (z . B. Gasbeton, T rapezblechen ) bes tehen, s traßenseit ig je 20 lfdm  m indes tens  einm al über die
                              gesam te W andhö he vert ikal zu gliedern.

                              Als  vertikale Gliede rungsele m ente können  durchlaufend e Fens terbänder, begrü nte R ankgerüs te
                              oder vergleichba re ges talterisch w irksam e M aterialien (z . B. Lisenen) verw ende t w erden.

Dachform              Zuläss ig sind nur gene igte D achflächen GD (Satteldach, Walmdach, Krüppelwalm, Pultdach) m it
und -neigung         folgende n D achneigun gen:

                              Innerhalb der  Baugeb iete m it  höchs tens  einem  zuläss igen Vollgeschoss  (I) is t  eine D achneigu ng
                              von 35-50° zuläss ig.

                              Innerhalb der  Baugeb iete m it  höchs tens  zwei zuläss igen Vollgeschossen (I I) is t
                               - bei einge schoss igen Baukörpe rn eine D achneigu ng von 40-52 °,
                               - bei zw eigeschoss igen Baukörpe rn eine D achneig ung von 30-4 2° zuläss ig.

                              Bei Garage n, überdachten Stellp lätzen und N ebenan lagen  sow ie bei untergeordn eten Gebä ude-
                              teilen s ind abw eichende  D achform en und D achneigun gen zuläss ig.

Dachaufbauten     Dachgaube n dürfen insgesam t nicht breiter als  1/2, D acheinschnit te nicht breiter als  1/3 der Ge-
und -einschnitte   sam tbreite der H aus front sein.

                              D achgauben un d -einschnit te m üssen zur seit lichen Aussenw and  (Giebel)  m ind. 1,50m  Abstand
                              halten und dürfen au f einer T raufseite keine unterschiedliche n H öhen ihrer Ob er- und U nterkanten
                              aufw eisen.

Dacheindeckung   Als  D acheindeckung s ind schw arze, braune od er rote nicht glänzende Z iegel bzw . Betonda ch-
Hauptkörper          steine zu verw enden; eine D achbegrün ung kann  ausnahm sw eise zugelassen w erden.
                              Bei D achneigung en unter 25° s ind ausnahm sw eise abw eiche nde M aterialien  und Farben zuläss ig.

Einfriedungen       Als  Grund s tückseinfriedung  zu öffent lichen Verkehrs f lächen hin s ind nur H eckenpflanzung en zu-
                              läss ig.

                              In Verbindung  m it  Heckenpflanzungen  s ind D rahtzäune bis  1 m  H öhe sow ie Türen und Tore aus
                              H olz  oder M etall zuläss ig.

D. Sonstige Darstellungen und Hinweise

Umgrenzung von Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen
erforderlich sind (§ 9 (5) 1 BauGB)

                                vorbelastetes Allgemeines Wohngebiet
                                tags bis 62 dB(A), nachts bis 52 dB(A) (gem . TA Lärm  6.1.c)

Flächen deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind (§ 9 (5) 3 BauGB)

                              Umgrenzung der Flächen, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind

                                Hausmüll

                                Streusalz

Kultur-                   Bei Bode neing rif fen können Bod ende nkm äler (kulturgeschicht liche Boden funde, d.h. Mauerw erk ,
geschichtliche       Einzelfunde, aber auch Verä nderu ngen  und Verfärbu ngen  in der natürlichen Bod enbe schaffen-
Bodenfunde          heit) entdeck t w erden.

                              D ie Entdeckung von Bodend enkm älern  is t  der Stadt Löhne und  dem  Landschaftsverband W est-
                              fahlen-Lipp e, W estfälisches  M useum  für Archäolog ie -Am t für Bodenden km alpf lege-, Kurze
                              Straße 36, 33613 Bielefeld, Tel. :  0521/520025 0; Fax : 0521/52002 39, unverzüglich anzuzeigen
                              und die Entdeckungss tätte m indes tens  drei W erk tage in unverände rtem  Zus tand zu erhalten
                                (§§ 15 und 16 DSchG).

C. Nachrichtliche Übernahmen

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (§ 9 (1) 21 BauGB )

                              Leitungsrecht
                                zuguns ten der W irtschaftsbetriebe Löh ne (W BL )

                              Fahrrecht 1
                              zuguns ten des  Flurs tückeigentüm ers  Gem arkung  Obernb eck , Flur 2, Flurs tück  862

                              Fahrrecht 2
                              zuguns ten des  Flurs tückeigentüm ers  Gem arkung  Obernb eck , Flur 2, Flurs tück  692

                              D ie genaue Aug estaltung der m it  den Fahrrechten F1 und F2 belas teten F lächen bleib t dem
                              späteren Ausbau des  Kreisverkehrspla tzes  vorbehalten.

L

Besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 (1) 24 BauGB )

                              Umgrenzung von Flächen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen

                              In den gekennzeichneten Ber eichen is t  die Errichtung von W ohnge bäud en w ie folgt zuläss ig:
                              D ie Gebäude  s ind durch pass ive Lärm schutzm aßnahm en (schallged äm m te Außenw änd e,
                              D ächer, Fens ter) von schädlichen U m w elteinw irkung en derart  zu schützen, dass  in W ohnräu m en

                              tags       40 dB(A) nicht überschrit ten w erden un d
                              nachts   30 dB(A) nicht überschrit ten w erden.

                              Schlafräum e s ind, sofern sie zu lärm zugew andten Außenw än den bel ichtet/belüftet w erden, zu-
                              sätzlich m it einer schallgedäm m ten  Lüftungsanlage  auszus tatten.

                              F reis itze (Terrassen, Balkone , Loggien o. ä.) s ind durch entsprechende Zuordnu ng zum  H aupt-
                              baukörper , Anordnun g von Garage nbau körpern , Nebena nlage n und M auern  oder durch ähn liche
                              M aßnahm en in lärm geschütz ter Lage zu errichten.

                              Ein entsprechende r schalltechnischer N achw eis  über die Einhal tung der Innenschallpe gel nach
                              VD I 2719 is t  zu erbringe n.

                              Hinweis:
                              Bei der Fes t legung der Schalldä m m m aße für Außenw andteile  is t die D IN 4109 zu beachten.

                              Lärmschutzwall:
                              H öhe: 3 m  über OK Straße (neue  T rasse) im  Endau sbauzus tand.

Erhaltung von Bäumen und Sträuchern (§ 9 (1) 25b BauG B)

                              Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen
                              und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen:
                              Erhalt  der alten Geh ölz reihe (T rit ts teinbiotop 1. Priorität) ent lang der  Ellerbuscher Straße m it  vor-
                               gelagertem  Sau m .

                              zu erhaltender Baum

Kartographische Darstellungen

                                vorhandene Bebauung

                                Flurstücksgrenze

                                Flurstücksgrenze geplant

                                Flurgrenze

                                Maßangabe in Metern

                                Höhenschichtlinien

                                geplanter Wall

                                Stellplatzanordnung mit Eingrünung

                                Wasserlauf, offen
                                (W asserlauf N r. 36 "Vom  Vienhors t bis  zum  R em m erloh-M enn ighüffer-M ühle nbach")

                                Wasserlauf, verrohrt
                                (W asserlauf N r. 36 "Vom  Vienhors t bis  zum  R em m erloh-M enn ighüffer-M ühle nbach")

                               Regenrückhaltebecken
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                              Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung (§ 16 BauN VO)

GD

Bauge biet            Zahl der
                            Vollgeschosse

Bauw eise            Grundflächenzahl

D achform             T rauf-,
                            F irsthöhe

Beispiel für die Festsetzung von Art und Maß der baulichen Nutzung sowie der Bauweise

TH 4,5
FH 9,5

WA      II

O        0,3

And ersen straß e

Diekweg

Ellerbuscher Straße
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